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Preise für 100 Liter Super-Heizöl bei
Lieferung von 3000 Liter einschließlich
Mehrwertsteuer, zuzüglich Zuschläge
für Transport- und Logistikkosten,
ermittelt durch den Verband für Ener-
giehandel Südwest-Mitte (Mannheim):
Konstanz 59,22-60,37;
Friedrichshafen 58,59-59,73;
Pfullendorf 57,61-58,85;
Waldshut 58,55-59,84;
Villingen-Schwenningen 57,84-59,05;
Singen 58,72-59,98;
Lörrach 58,73-59,91. 

Heizöl

Stuttgart: Orientierungspreis für
Schlachtschweine des Landesbauern-
verbandes in Baden-Württemberg vom
23. bis 29. März: 1,24 V je Kilogramm.
Der Preis ist abgeleitet aus der ZMP-
Marktinformation für Schlachtschweine
vom 20.03.2009.
QZ-Schlachtschweine vom 16. bis 22.
März: 1361 Stück zu 1,48 V/kg.

Schweine

Preise für geschlachtetes Vieh im
Marktgebiet Baden-Württemberg.
Amtliche Preisfeststellung vom 16.03.
bis 22.03. (Durchschnittspreise und
Spannen frei Schlachtstätte in V je kg
Schlachtgewicht ohne MwSt):
Rinder: Jungbullen U2 3,44, 3,39-
3,46; U3 3,41, 3,35-3,42; R2 3,37,
3,26-3,53; R3 3,36, 3,29-3,52; O2
3,03, 2,87-3,13; O3 3,07, 3,03-3,10;
Färsen U3 3,11, 3,05-3,21; R2 3,16,
3,02-3,59; R3 3,07, 3,01-3,32; R4
2,95, 2,82-3,00; 02 2,51, 2,33-3,03;
03 2,44, 2,31-2,81; 04 2,39, 2,30-
2,60; Kühe U3 2,62, 2,60-2,63; R1
2,37, 2,25-2,43; R2 2,49, 2,46-2,54;
R3 2,51, 2,48-2,54; R4 2,55, 2,52-
2,59; 01 2,14, 1,97-2,19; 02 2,28,
2,21-2,33; O3 2,35, 2,25-2,39; 04
2,39, 2,35-2,44; P1 1,71, 1,60-1,79; P2
1,93, 1,82-2,03; P3 2,01, 1,94-2,13;
Kälber R2 4,55, 4,45-4,73; 02 4,40,
3,50-4,68.
Schweine: E 1,40, 1,34-1,54; U 1,28,
1,14-1,41; M1 1,11, 0,87-1,19.

M Ä R K T E

Fleischpreise

Schließen Sie die Augen. Stellen
Sie sich vor, Sie hätten die Regeln
für das Zusammenleben der Völ-

ker Europas und der Welt neu festzule-
gen, Sie hätten auch zu klären und zu
bestimmen, wie die Arbeitsteilung
zwischen den Völkern aussieht. Sie
würden dann vermutlich nicht auf die
Idee kommen zuzulassen, dass die ei-
nen für normale Löhne malochen und
die anderen das Geld verwalten und
daran üppig verdienen. Dass ein Land
wie Irland oder die Schweiz mit nied-
rigen Steuern Spitzenverdiener und
Unternehmen aus anderen Ländern
anlocken kann, ist in einer wirklichen
Gemeinschaft der Völker unvorstell-
bar. Dass die Luxemburger und Liech-
tensteiner vornehmlich das lukrative
Bankgewerbe ausüben und dafür Geld
von anderen abziehen, dass ein Land
wie Großbritannien in London – kom-
biniert mit seinen Kanalinseln – ein lu-
kratives „Casino“ betreibt und dafür
einen messbaren Teil der Wertschöp-
fung aus anderen Ländern abzieht –
grotesk. 

Die Existenz von Steueroasen ist in
einer Gemeinschaft von gleichberech-
tigten Völkern nicht akzeptabel. Des-
halb ist es richtig, diesem Treiben ein
Ende zu setzen. Dabei hätte ich, wenn
es ehrlich gemeint wäre, durchaus
Verständnis für eine harte Gangart.
Aber ich traue dieser Diskussion nicht.
Ich fürchte erstens, dass es der Angrei-
fer Steinbrück nicht ernst meint, dass

zweitens seine Kritiker ein breites
Klientel schützen wollen, und dass
drittens alle zusammen über den
wichtigsten Geschäftsbereich der
Steueroasen schweigen.

Zum ersten: Der stellvertretende
SPD-Vorsitzende Peer Steinbrück hat
ein Problem in seiner Partei. Er gilt bis-
her gerade mal als rosa eingefärbter
Sozialdemokrat. Das Thema Steuer-
oase bietet ihm die grandiose Mög-
lichkeit, sich im linken Teil der SPD-
Anhänger herzhaft zu verankern – als
Wächter der Interessen der kleinen
Leute, als Rächer der Gerechten. Franz
Müntefering hat ihm das vorgemacht.
Dieser hatte im April 2005 gegen
„Heuschrecken“ polemisiert. Das war
sachlich richtig. Aber es war nicht
ernst gemeint. Es folgte nach der Wahl

keine einzige Tat, etwa zur Beschrän-
kung ihrer Steuerprivilegien. Für
Steinbrück ein fantastisches Lehr-
stück. 

Zum zweiten: Die heftigen Kritiker
Steinbrücks in CDU, CSU und FDP
stehen vermutlich unter Druck von
einflussreichen Anhängern, die per-
sönlich Geld in Steueroasen deponiert
haben. Es wäre hilfreich, man würde
das offen sagen, statt sich über die
Grobheiten von Herrn Steinbrück auf-
zuregen. 

Zum dritten, zum Verborgenen:
Steueroasen haben neben der Erspar-
nis von Steuern auf Kapitaleinkünfte
eine zweite, vermutlich viel wichtigere
Funktion. Sie dienen zum Sammeln
von Einkünften aus kriminellen Akten,
von Schmiergeldern, unzulässigen
Provisionen, von schwarzem Geld. Die
konkreten Beispiele sind so zahlreich,
dass der Platz nicht reicht. In Stich-
worten:

Siemens zahlte nach staatsanwalt-
schaftlichen und internen Ermittlun-
gen Schmiergelder in Höhe von 1,4
Milliarden Euro. Das Geld floss über
Steueroasen. Ähnlich, wenn auch in
kleinerem Maßstab, wird es bei ande-
ren Unternehmen sein, die „schmie-
ren“ müssen, um an Aufträge heran-
zukommen.

Um die Höhe der Spenden für die
hessische CDU zu verschleiern, wur-
den mehr als 17 Millionen Euro über
Liechtenstein geleitet.

Ein hoher Brüsseler Beamter ver-
waltet einen üppigen Fonds der Euro-
päischen Union. Sein Partner, Ver-
mittler von Aufträgen, verschafft Un-
ternehmen in den vom Fonds geför-
derten Ländern Aufträge; der Brüsse-
ler Partner sorgt für die Subvention
aus EU-Kassen; die Provision für den
Vermittler und den Beamten wird
selbstverständlich nicht auf das Konto
in Brüssel und das Heimatkonto des
Vermittlers eingezahlt. Dafür braucht
man eine Steueroase, die wir sinnvol-
lerweise Steuer- und Schmiergeldoase
nennen. Ein praktisches Beispiel für
vermutlich viele andere.

Die Berliner Wasserwerke wurden
teilprivatisiert. Der lange geheim ge-
haltene Vertrag garantiert den beiden
Käufern eine ansehnliche Rendite von
2 Prozent über der durchschnittlichen
Rendite zehnjähriger Bundesanlei-
hen. Die Wasserpreise stiegen nach
der Teilprivatisierung überdurch-
schnittlich. Die Provision für das Ba-
sisgeschäft der international tätigen
Konzerne landet vermutlich nicht auf
Konten der Berliner Sparkasse.

Viele Kommunen in Deutschland
haben ihre Stadtwerke, ihre Kanalisa-
tion, ihren öffentlichen Nahverkehr
usw. an US-amerikanische „Investo-
ren“ verkauft und zurück geleast. Man
nennt das Cross Border Leasing (CBL).
Heute sitzen viele dieser Kommunen
in der Patsche. Aber auch ohne Fi-
nanzkrise sind diese Verträge rational

nicht zu erklären. Wie kann ein Käm-
merer, wie kann ein Oberbürgermeis-
ter oder ein Landrat wichtige Teile der
kommunalen Infrastruktur über 1000-
seitige, in englischer Sprache verfasste
Verträge an ausländische Investoren
verkaufen!? – Die international tätigen
Investoren brauchen zum Entgelt der
Verantwortlichen Schmiergeld- und
Steueroasen. 

Das gleiche gilt für so genannte PPP-
oder ÖPP-Projekte – für Projekte der
Daseinsvorsorge, die in PublicPrivate-
Partnership durchgeführt und/oder fi-
nanziert werden. Wie der Bundesrech-
nungshof am 5. Januar feststellte, sind
Zweifel an der Wirtschaftlichkeit die-
ser Modelle angebracht. Aber sie lau-
fen weiter. Massiv gefördert von der
Bundesregierung, in der Verantwor-
tung des Bauministers Tiefensee und
gefördert vom Bundesfinanzminister
Steinbrück. Ohne Koalitionskrach üb-
rigens, denn darüber schwebt wohl-
wollend drein schauend auch Angela
Merkel und die Union.

Auch dies bestätigt übrigens die Ver-
mutung, dass die Kampagne unseres
Bundesfinanzministers gegen Steuer-
oasen allenfalls im Ansatz ernst ge-
meint ist. Er müsste sofort alle Privati-
sierungsmaßnahmen stoppen, wenn
er vermeiden wollte, dass die Schmier-
geld- und Steueroasen weiter gefüttert
werden. Wo sollen die Schmiergelder
denn hin, wenn es keine Steueroasen
mehr gibt?

Was Herr Steinbrück nicht bedenkt
Wo sollen die Schmiergelder denn hin, wenn es keine Steueroasen mehr gibt?

Albrecht Müller
war unter den
Bundeskanzlern
Willy Brandt und
Helmut Schmidt
Leiter der Pla-
nungsabteilung
des Bundeskanz-
leramtes. Der
Volkswirt arbeitet
heute als freier
Autor und ist
Herausgeber von
www.NachDenk-
Seiten.de. 

Wer meint, ein Dieselmotor sei
bloß eine langweilige Ma-
schine, der irrt. „So ein 20-

Zylinder von MTU klingt wie eine Sym-
phonie und ist schön wie ein Rubens-
Gemälde.“ Gerd-Michael Wolters,
Technik-Vorstand der Tognum AG in
Friedrichshafen, gerät beim Anblick
der 4000 KW starken Brummer ins
Schwärmen und stellt damit das Pro-
dukt in den Mittelpunkt, um das sich
bei dem Motorenbauer MTU seit 100
Jahren alles dreht: den Motor. 

Als Wilhelm und Karl Maybach am
23. März 1909 ihre Luftfahrzeug-Moto-
renbau GmbH gründeten, ahnten sie
nicht, dass sich daraus ein Konzern
entwickeln würde, der 100 Jahre später
9000 Menschen beschäftigt und welt-
weit aktiv sein würde. Jetzt feierten ih-
re Nachfolger mit 200 Gästen aus Poli-
tik und Wirtschaft das Jubiläum.

Bei aller Faszination, die von den
Kraftpaketen aus Friedrichshafen aus-
geht – am Jubiläumsabend galt das Au-
genmerk immer wieder den Men-
schen, die aus Stahl solche Meis-
terwerke des Maschinenbaus entste-
hen lassen. An deren Hingabe an die
Technik hat sich nichts geändert, auch
wenn das Unternehmen mehrere Na-
mensänderungen über sich ergehen
ließ und heute Bestandteil der Fried-
richshafener Tognum-Gruppe ist. De-
ren Chef, Volker Heuer, machte den
Gästen im Tognum-Kasino klar, was
MTU von anderen Motorenbauern
unterscheidet: Es ist das immerwäh-
rende und kompromisslose Streben
nach der besten Lösung. Und es ist die
Begeisterung und das herausragende
Engagement der Mitarbeiter. „Die
Menschen in diesem Unternehmen
haben seit jeher den Unterschied ge-
macht“, sagte Heuer. 

Es sind nicht mehr vie-
le, die sich noch an die
Generation der Gründer
erinnern können. Dazu
gehört Irmgard Schmid-
Maybach, die Tochter
des Mitbegründers Karl
Maybach. Die überaus
rüstige 85-Jährige gehör-
te zu den Ehrengästen
des Jubiläumsabends.
Als Mitglied des Auf-
sichtsrates ist sie dem
Unternehmen noch im-
mer verbunden und
freut sich, dass der Name
und der Geist ihrer Fami-
lie heute noch in den
Motoren und den May-
bach-Autos des Daim-
ler-Konzerns weiterle-
ben.

Geist ist schön und gut, doch für
Kommunal- und Landespolitiker zäh-
len andere Faktoren: Arbeitsplätze und
Steuern. „Wir sind auf einfallsreiche
Menschen angewiesen“, sagte der ba-
den-württembergische Ministerpräsi-

dent Günther Oettinger mit Verweis
auf das Fehlen von Rohstoffen im
Land. Und natürlich sei das Land be-
reit, partnerschaftlich daran mitzuar-
beiten, dass das Friedrichshafener Un-
ternehmen seine Erfolgsgeschichte
fortsetzen kann. Dazu zählte der Mi-

nisterpräsident neben dem
Angebot von Berufs- und
Hochschulen die Verkehrs-
anbindung der Region.
„Die muss noch deutlich
besser werden“, räumte
Oettinger ein. Er sagte zu,
dass das Land den Bau ei-
nes Logistikzentrums un-
terstützen werde. Dieses
Projekt sorgt für Diskussi-
onsstoff, da sich Bewohner
der Gemeinde Kluftern, in
der Tognum bauen will, ge-
gen das voluminöse Ge-
bäude und den befürchte-
ten Verkehr wehren. Oet-
tinger gab zu bedenken,
dass es für die Unterneh-
mensentwicklung und die
Zukunft der Region wichtig

sei, die Wertschöpfung am Ort zu hal-
ten. Mit dem vor drei Jahren erfolgten
Namenswechsel von MTU zu Tognum
tut sich der Ministerpräsident schwer:
„Ob ich mich im Lauf meiner politi-
schen Restlaufzeit noch an den Namen
Tognum gewöhnen werde, lasse ich

mal dahingestellt. Bei Tognum fällt mir
eher ein Speiseeis am Strand von Rimi-
ni ein. Ich bleibe bei MTU“, sagte Oet-
tinger. 

Und wie sieht die Zukunft der Fried-
richshafener Motorenbauer aus? „Wir
werden uns von der schwersten Rezes-
sion der letzten 50 Jahre
nicht ganz abkoppeln
können“, sagte Tognum-
Chef Heuer. Er sei aber zu-
versichtlich, dass das Un-
ternehmen die Krise gut
überstehen werde.

Die Organisatoren des
Abends ermöglichten den
Gästen mit einem pfiffi-
gen Einfall Rück- und
Ausblicke in die Unter-
nehmensentwicklung:
Aus einem Ölgemälde
Wilhelm Maybachs trat
der Gründer höchstper-
sönlich, dargestellt von
dem Unternehmensbera-
ter und gelernten Schau-
spieler Utz A. Thorweihe.
Ihm trat bald die junge Ingenieurin Fu-
tura aus dem Jahr 2046 zur Seite. Im
Dialog mit Oberbürgermeister Josef
Büchelmeier, Landrat Lothar Wölfle
und Technik-Chef Wolters ergab sich
manch heitere Szene, die dem Publi-
kum auf unterhaltsame Art die Beson-
derheiten und die technische Leis-

tungsfähigkeit des Unternehmens na-
he brachte. Und natürlich versicherten
auch die beiden Politiker, „alles zu tun,
damit die Arbeitsplätze hier erhalten
werden können.“

Wilhelm Maybach hörte das gerne.
Auch seine Frage, wie denn das Unter-

nehmen im Jahre 2046
heißen werde, wurde zur
Zufriedenheit beantwor-
tet: „Der Vorname MTU
wird auf jeden Fall blei-
ben“, sagte Futura. Auch
das Herz des Unterneh-
mens werde weiterhin in
Friedrichshafen schlagen.
„Und bauen wir dann im-
mer noch Dieselmoto-
ren?“ fragte Maybach. „Ja,
aber auch Brennstoffzel-
len und Biogas-Module“,
antwortete die attraktive
Ingenieurin aus der Zu-
kunft. Brennstoffzellen
waren 1909 noch kein
Thema. Aber hätte der al-
te Maybach sie bereits ge-

baut, hätten sie gut ausgesehen. Denn,
wie pflegte er zu sagen: „Nur was schön
ist, läuft auch schön.“

P E T E R  L U D Ä S C H E R

Bilder von der Jubiläumsfeier:
www.suedkurier.de/onlineplus

MTU-Jubiläum im Banne der Motoren und der Ingenieure

Nur was schön ist, läuft auch schön

Wilhelm Maybach, der „König der Ingenieure“, im Gespräch mit einer Ingenieurin aus der Zukunft. Die Gäste des MTU-
Jubiläums wurden glänzend unterhalten und gleichzeitig informiert. B I L D E R :  L A N C É  

„Ob ich mich noch an
den Namen Tognum
gewöhnen werde,
lasse ich mal dahin-
gestellt. Ich bleibe
bei MTU.“

Günther Oettinger

„Die Menschen in
diesem Unterneh-
men haben seit jeher
den Unterschied
gemacht.“

Tognum-Chef 
Volker Heuer

AIG-MANAGER

Millionen zurückgezahlt
Nach einem Sturm der Empörung
über Millionen-Bonuszahlungen
geben führende Manager des US-
Versicherungskonzerns AIG die
Prämien zurück. Mindestens 18 von
25 Topmanagern wollen das Geld
zurückzahlen, wie die „Washington
Post“ berichtet. Es gehe um mehr
als 50 Millionen Dollar der aus-
geschütteten 165 Millionen Dollar.
Der Versicherer hatte in den ver-
gangenen Monaten mehr als 170
Milliarden Dollar staatliche Hilfen
erhalten, um einen Kollaps an-
zuwenden. Er gehört nun zu 80
Prozent dem Staat. (dpa)

DEUTSCHE WINZER

Exporte steigen
Die deutschen Winzer haben vom
weltweiten Einbruch des Export-
geschäfts bislang wenig zu spüren
bekommen. Sie verkauften im
vergangenen Jahr 14 Prozent mehr
Wein ins Ausland und steigerten die
ausgeführte Menge auf 2,2 Millio-
nen Hektoliter, berichtete das
Deutsche Weininstitut. Die Umsät-
ze beim Weinexport kletterten um
11 Prozent auf 427 Millionen Euro.
Besonders zulegen konnten deut-
sche Weine in Russland: Binnen
fünf Jahren hat sich das Export-
volumen dorthin auf 200 000 Hek-
toliter fast versechsfacht. (dpa)

N A C H R I C H T E N

Zürich/Konstanz (mmr/HB) Wirbel
um den Schweizer Pharmakonzern
Nycomed: laut Berichten habe Nyco-
med sich selbst für bis zu 10 Milliarden
Euro zum Verkauf angeboten. Das wä-
re der zehnfache erwartete Vorsteuer-
gewinn des laufenden Jahres. 2008
setzte Nycomed 3,4 Milliarden Euro
um. Weder Nycomed, noch deren Ei-
gentümer, die schwedische Private
Equity Gesellschaft Nordic Capital,
wollten den Bericht gegenüber unse-
rer Zeitung kommentieren. Das „Wall
Street Journal“ hatte berichtet, dass
das Schweizer Unternehmen die US-
Bank Goldman Sachs damit beauf-
tragt habe, einen Käufer zu finden. Ei-
nem Verkauf müsste unter anderem
Nordic Capital, mit 41 Prozent an Ny-
comed beteiligt, zustimmen.

Konzern-Chef Håkan Björklund hat
unterdessen schwedischen Medien
mitgeteilt, dass Nycomed einen Bör-
sengang erwäge. „Wenn der Markt
sich wieder erholt hat, werden wir aus-
werten, ob es der richtige Zeitpunkt
für einen Börsengang ist“, erklärte
Björklund. Gleichzeitig wollte er nicht
ausschließen, dass sein Unternehmen
selbst Zukäufe durchführen könnte.
„Wir sollten eine oder einige Akquisi-
tionen in Asien tätigen“, so Björklund.
Einen Zeitpunkt für eventuelle Über-
nahmen nannte er nicht.

Nycomed bestätigte, dass der Kon-
zern einen Vertriebspartner für sein
neues Lungenmedikament Daxas in
den USA sucht. „Uns liegen bereits ei-
nige Angebote von Partnern vor“, be-
stätigte Nycomed-Sprecher Tobias
Cottmann. Die Markteinführung für
das Medikament ist für 2010 geplant.
Im Kreis Konstanz arbeiten knapp
2000 Menschen für Nycomed: 833 in
Singen und 1121 in Konstanz. 

Verkauf oder
Börsengang

Nycomed prüft Möglichkeiten 

Straßburg (dpa) Mitten in der Wirt-
schaftskrise erhöht Brüssel den Druck
auf Defizitsünder. Die EU-Kommissi-
on setzte fünf Mitgliedstaaten - darun-
ter Frankreich und Spanien - konkrete
Termine, um ihre überhöhte Neuver-
schuldung wieder unter die Marke von
3 Prozent zu drücken. Das als instabil
geltende Griechenland wird dabei be-
sonders hart an die Kandare genom-
men. Spätestens mit dem für 2010 er-
warteten Wirtschaftsaufschwung
müssten die Regierungen wieder ihre
Haushalte sanieren, forderte EU-
Währungskommissar Joaquín Almu-
nia in Straßburg. Der Spanier machte
damit frühere Ankündigungen wahr,
wonach er auch in der schlimmsten
Krise seit dem Zweiten Weltkrieg den
Stabilitätspakt anwendet und nicht
auf Eis legt.

NEUVERSCHULDUNG

EU erhöht Druck
auf Defizitsünder
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